
III. Satzung des gemeinnützigen Vereins „Langata black & white“ 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führ den Namen „Langata black & white“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen 
werden und führt sodann den Zusatz „e. V.“


(2) Sitz des Vereins ist Augsburg


§ 2 Zweck 

Zweck des Vereins ist die Förderung von Kindernothilfe  und Artenschutzprojekten.

Der Ertrag geht ausschließliche an gemeinnützige Einrichtungen wie z.B. SOS Kinderdörfer, Tir-
schutzprojekte und regionale Kindernothilfe. Durch die Einrichtung einer Homepage sollen Spen-
denaufrufe erfolgen, damit diese Hilfe in Form von Gütern und Geld an solche Einrichtungen wei-
tergeleitet werden kann.


§ 3 Gemeinnützigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.


Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel 
des Vereins dürfen nur für die Satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 


Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 


Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unver-
hältnismäßige Vergütungen begünstigt werden. Der Vereinsämter sind Ehrenämter 


§ 4 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr


§ 5 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und jede juristische Person des privaten und 
öffentlichen Rechts werden.


(2) Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand.

(3) Die Mitgliedschaft endet

	 - mit dem Tod des Mitglieds, bei juristischen Personen mit ihrer Auflösung

	 - durch schriftliche Austrittserklärung, die zum Schluss eines Monats wirksam wird.

	 - durch Ausschluss aus dem Verein oder

	 - durch Streichen der Mitgliederliste


(4) Der Ausschluss eines Mitglieds kann durch Beschluss des Vorstands erfolgen, wenn das    
Mitglied in erheblichen Maß gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat. Vor dem Ausschluss 
ist das betroffene Mitglied persönlich oder schriftlich zu hören. Das ausgeschlossenen Mit-
glied kann gegen die Entscheidung Berufung an den Vorstand einlegen, über die die Mitglie-
derversammlung entscheidet.


(5) Die Streichung eines Mitgliedes aus der Mitgliederliste erfolgt durch den Vorstand, wenn das 
Mitglied mit zwei Jahresbeiträgen im Verzug ist und diesen Betrag auch nach schriftlicher 
Mahnung durch den Vorstand nicht innerhalb dreier Monate von der Absendung der Mahnung 
an der letztbekannten Adresse des Mitglieds in voller Höhe entrichtet. In der Mahnung muss 
der Vorstand auf die bevorstehende Streichung der Mitgliedschaft hinweisen.




§ 6 Mitgliedsbeitrag 

Die Mitgliedsbeiträge sind Jahresbeiträge und jeweils mit Übersendung der Beitragsrechnung fäl-
lig. Über die Höhe des Beitrags entscheidet die Mitgliederversammlung.


Für neueintretende Mitglieder kann die Mitgliederversammlung eine Aufnahmegebühr beschlie-
ßen.


Der Vorstand kann ich begründeten Fällen den Beitrag ganz oder teilweise erlassen.


§ 7 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind


1. der Vorstand

2. die Mitgliederversammlung


§ 8 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Angelegenheiten, die nicht durch die Satzung 
oder Gesetz anderen Organen übertragen sind.


(2) Die Mitgliederversammlung kann durch Beschluss bestimmt Aufgaben in jederzeit widerrufli-
cher Weise auf den Vorstand übertragen.


§ 9 Gegenstand der ordentlichen Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über	 

	 a) Festsetzung der Etats für das kommende Geschäftsjahr

	 b) Festsetzung der Beiträge

	 c) Entlastung des Vorstandes

	 d) die Wahl des Vorsitzenden und der übrigen Vorstandsmitglieder

	 e) die Wahl des Rechnungsprüfers

	 f) Satzungsänderungen

	 g) die Auflösung des Vereins

	 h) die Bestellung der Liquidatoren im Falle der Auflösung des Vereins.


(2) Vorschläge zur Tagesordnung oder Anträge, die auf der Mitgliederversammlung zur Be-
schlussfassung gestellt werden sollen, müssen mindestens drei Wochen vor dem Versamm-
lungstermin schriftliche unter Angabe der Gründe eingereicht werden.


§ 10 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird durch den Vorstandsvorsitzenden unter Angabe des Ta-
gungsortes und des Termins sowie der Tagesordnung schriftlich einberufen. Die Einberufung 
muss mindestens 15 Tage vor dem Sitzungstag zur Post gegeben oder als Email verschickt 
werden. Aus wichtigem Grund kann der Vorstand aus Beschluss die Einberufungsfrist abkür-
zen.


(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährliche einmal statt.

(3) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen wenn, 

	 a) die Interessen des Vereines es erfordern und der Vorstand es mit Zweidrittelmehrheit 

	 beschließt

	 b) mindestens 20% der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich unter Angabe der 

	 Tagesordnung beantragen. In diesem Falle muss die Versammlung spätestens innerhalb

	 von sechs Wochen nach Eingang des Antrages erfolgen.




§ 11 Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung entscheidet durch Beschlüsse.

(2) Die Mitgliederversammlung ist, wenn sie ordnungsgemäß einberufen ist, ohne Rücksicht auf 

die Zahl der Stimmberechtigten anwesenden Mitglieder beschlussfähig.

(3) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der angegebenen 

gültigen Stimmen gefasst, soweit nicht durch die Satzung oder durch zwingendes Gesetz et-
was anderes bestimmt ist. Der Inhalt der Beschlüsse ist im Protokoll festzuhalten.


(4) Änderungen der Satzung könne nur vom Vorstand oder 20% der stimmberechtigten Mitglie-
der, und von diesen schriftlich beim Vorstand, spätestens einen Monat vor der beschlussfas-
senden Mitgliederversammlung, beantragt werden, sie bedürfen der Mehrheit von zwei Drittel 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Eine Zweidrittelmehrheit ist auch für den Beschluss über 
die Auflösung des Vereins erforderlich.


(5) Wahlen erfolgen geheim, falls die Mitgliederversammlung nicht einstimmig beschließt die Ab-
stimmung offen durchzuführen.


(6) Jedes Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. Jedes Mitglied kann sich in der 
Mitgliederversammlung durch ein anderes schriftlich bevollmächtigtes Mitglied vertreten las-
sen.


(7) Beschlüsse können nur innerhalb von einem Monat nach der Mitgliederversammlung ange-
fochten werden. Sie sind vom Schriftführer oder einem Mitglied des Vorstandes zu protokollie-
ren.   


§ 12 Vorstand 

(1) Der Vorstand setzt sich aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, dem Schriftführer und 
dem Kassenwart zusammen.


(2) Die Vorstandsmitglieder Werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jah-
ren gewählt. Sie bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Neuwahl im Amt.


(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. In seine Zuständigkeit fallen alle Geschäfte, die 
nicht nach Satzung oder Gesetz anderen Organen zugewiesen sind. 


(4) Der Vorstand hat folgenden Aufgaben

	 a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung

	 b) Einberufung der Mitgliederversammlung

	 c) Vollzug der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

	 d) Verwaltung des Vereinsvermögens

	 e) Erstellung des Jahres- und Kassenberichts

	 f) Beschlussfassung über die Annahme und den Ausschluss von Vereinsmitgliedern

(5) Der Vorstand entscheidet durch Beschluss in Vorstandssitzungen, zu denen er mindestens 

einmal jährlich zusammentritt und über die eine Niederschrift zu fertigen ist. Die Einladung er-
geht durch die Geschäftsführung in Abstimmung mit den Vorsitzenden unter Angabe der Ta-
gesordnung mit einer Frist von drei Wochen durch den Vorsitzenden. Jedes Vorstandsmitglied 
hat eine Stimme. Entscheidend ist die einfach Stimmenmehrheit. Beschlussfähigkeit besteht, 
wenn auch nur ein Vorstandsmitglied zur Vorstandssitzung erscheint.


(6) Die Mitglieder des Vorstands können sich in der Vorstandssitzung gegenseitig zur Vertretung 
bevollmächtige. Ein Vertretener kann in diesem Fall sein Stimmverhalten festlegen.


(7) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sind Vorstand im Sinne von §26 BGB. Jeder von ihnen 
ist alleinvertretungsberechtigt. Bei ihrem Handel haben sie sich stets von den Zielen des Ver-
eins leiten zu lassen, insbesondere die Satzung sowie Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
und des Vorstandes zu beachten.




§ 13 Auflösung des Vereins 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks, fällt das Vermögen 
des Vereins an den SOS - Kinderdörfer weltweit Hermann-meiner-Fonds Deutschland e. V. 
oder an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, die es ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke im Sinne dieser Satzung zu verwenden hat. Die Auseinandersetzung erfolgt nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.


